
Tenor 

1. Der Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 29. Juni 2009, Athinaïki Techniki/Kommission 
(T-94/05), wird aufgehoben. 

2. Die Sache wird an das Gericht der Europäischen Union 
zurückverwiesen. 

3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 312 vom 19.12.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 9. Dezember 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts für 
Zivilrechtsachen Wien — Österreich) — Humanplasma 

GmbH/Republik Österreich 

(Rechtssache C-421/09) ( 1 ) 

(Art. 28 EG und 30 EG — Nationale Regelung, die die 
Einfuhr von Blutprodukten verbietet, die nicht aus gänzlich 

unbezahlt erfolgten Blutspenden stammen) 

(2011/C 55/22) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht für Zivilrechtsachen Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Humanplasma GmbH 

Beklagte: Republik Österreich 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Landesgericht für Zivilrechts­
sachen Wien — Auslegung der Art. 28 und 30 EG — Verein­
barkeit einer nationalen Regelung, nach der die Einfuhr von 
menschlichem Blut aus bezahlten Blutspenden verboten ist, 
mit diesen Bestimmungen 

Tenor 

Art. 28 EG in Verbindung mit Art. 30 EG ist dahin auszulegen, dass 
er einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der die Einfuhr von 
Blut oder Blutbestandteilen aus einem anderen Mitgliedstaat nur unter 
der auch für inländische Produkte geltenden Bedingung zulässig ist, 
dass die Spender des Blutes, aus dem diese Produkte gewonnen wurden, 
nicht nur keine Bezahlung, sondern auch keine Erstattung der Auf­
wendungen erhalten haben, die ihnen im Rahmen dieser Spenden 
entstanden sind. 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 16. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge 
Raad der Nederlanden — Niederlande) — Euro Tyre 

Holding BV/Staatssecretaris von Financiën 

(Rechtssache C-430/09) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Art. 8 Abs. 1 Buchst. a 
und b, 28a Abs. 1 Buchst. a, 28b Teil A Abs. 1 und 28c Teil 
A Buchst. a Unterabs. 1 — Befreiung der Lieferung von 
Gegenständen, die innerhalb der Union versandt oder beför­
dert werden — Aufeinanderfolgende Lieferungen derselben 
Gegenstände, die zu einer einzigen innergemeinschaftlichen 

Versendung oder Beförderung führen) 

(2011/C 55/23) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Euro Tyre Holding BV 

Beklagter: Staatssecretaris von Financiën 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung der Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b, 28a Abs. 1 
Buchst. a, 28b Teil A Abs. 1 und 28c Teil A Eingangssatz 
und Buchst. a der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (ABl. L 145, S. 1) — Befreiung von Lieferungen von 
Gegenständen, die innerhalb der Gemeinschaft versandt oder 
befördert werden — Aufeinander folgende Lieferungen dersel­
ben Waren, die zu einer einzigen innergemeinschaftlichen Ver­
sendung oder Beförderung von Gegenständen führen 

Tenor 

Werden in Bezug auf eine Ware zwischen verschiedenen als solchen 
handelnden Steuerpflichtigen aufeinanderfolgend zwei Lieferungen, aber 
nur eine einzige innergemeinschaftliche Beförderung durchgeführt — so 
dass dieser Umsatz unter den Begriff der innergemeinschaftlichen Be­
förderung im Sinne von Art. 28c Teil A Buchst. a Unterabs. 1 der 
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie 
96/95/EG des Rates vom 20. Dezember 1996 geänderten Fassung 
in Verbindung mit den Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b, 28a Abs. 1 
Buchst. a Unterabs. 1 und 28b Teil A Abs. 1 dieser Richtlinie fällt 
—, so hat die Bestimmung, welchem Umsatz diese Beförderung zu­
zurechnen ist, ob also der ersten oder der zweiten Lieferung, in Anse­
hung einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu 
erfolgen, um festzustellen, welche der beiden Lieferungen alle Voraus­
setzungen für eine innergemeinschaftliche Lieferung erfüllt.
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Unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens, wenn also der 
Ersterwerber, der das Recht, über den Gegenstand wie ein Eigentümer 
zu verfügen, im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der ersten Lieferung 
erlangt hat, seine Absicht bekundet, diesen Gegenstand in einen an­
deren Mitgliedstaat zu befördern, und mit seiner von dem letztgenann­
ten Staat zugewiesenen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer auftritt, 
müsste die innergemeinschaftliche Beförderung der ersten Lieferung 
zugerechnet werden, sofern das Recht, über den Gegenstand wie ein 
Eigentümer zu verfügen, im Bestimmungsmitgliedstaat der inner­
gemeinschaftlichen Beförderung auf den Zweiterwerber übertragen 
wurde. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob diese 
Bedingung in dem bei ihm anhängigen Rechtsstreit erfüllt ist. 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 — Europäische Kommission/Republik 

Österreich 

(Rechtssache C-433/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Steuerrecht — 
Richtlinie 2006/112/EG — Mehrwertsteuer — Besteuerungs­
grundlage — Abgabe auf die Lieferung von im betreffenden 
Mitgliedstaat noch nicht zugelassenen Fahrzeugen nach 
ihrem Wert und ihrem durchschnittlichen Verbrauch — 

Normverbrauchsabgabe) 

(2011/C 55/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: 
D. Triantafyllou) 

Beklagte: Republik Österreich (Prozessbevollmächtigte: E. Riedl 
und C. Pesendorfer) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Art. 78 und 79 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (ABl. L 347, S. 1) — Verkauf eines Kraftfahrzeugs — 
Einbeziehung einer Steuer, die auf die Lieferung von noch nicht 
im betreffenden Mitgliedstaat zugelassenen Fahrzeugen entspre­
chend deren Wert und durchschnittlichem Verbrauch erhoben 
wird („Normverbrauchsabgabe“), in die Bemessungsgrundlage 

Tenor 

1. Die Republik Österreich hat gegen ihre Pflichten aus Art. 78 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem verstoßen, indem sie 
die Normverbrauchsabgabe in die Bemessungsgrundlage der in 
Österreich bei der Lieferung eines Kraftfahrzeugs erhobenen Mehr­
wertsteuer einbezogen hat. 

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Die Europäische Kommission und die Republik Österreich tragen 
ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Juzgado Contencioso Administrativo de La Coruña und 
des Juzgado Contencioso Administrativo n o 3 de 
Pontevedra — Spanien) — Rosa María Gavieiro Gavieiro 
(C-444/09), Ana María Iglesias Torres (C-456/09)/Consejería 

de Educación de la Junta de Galicia 

(Verbundene Rechtssachen C-444/09 und C-456/09) ( 1 ) 

(Sozialpolitik — Richtlinie 1999/70/EG — Paragraf 4 der 
EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete 
Arbeitsverträge — Diskriminierungsverbot — Anwendung 
der Rahmenvereinbarung auf Zeitpersonal einer autonomen 
Gemeinschaft — Nationale Regelung, die allein wegen der 
Befristung des Arbeitsverhältnisses eine Ungleichbehandlung 
bei der Gewährung einer Dienstalterszulage vorsieht — 
Verpflichtung zur rückwirkenden Anerkennung des Anspruchs 

auf die Dienstalterszulage) 

(2011/C 55/25) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegende Gerichte 

Juzgado Contencioso Administrativo de La Coruña, Juzgado 
Contencioso Administrativo n o 3 de Pontevedra 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Rosa María Gavieiro Gavieiro (C-444/09), Ana 
María Iglesias Torres (C-456/09) 

Beklagte: Consejería de Educación de la Junta de Galicia 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Juzgado Contencioso Adminis­
trativo de La Coruña, Juzgado Contencioso Administrativo n o 3 
de Pontevedra — Auslegung von Paragraf 4 Nr. 4 des Anhangs 
der Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der 
EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits­
verträge (ABl. L 175, S. 43) — Diskriminierungsverbot — 
Begriff „Betriebszugehörigkeitszeiten“ — Nationale Regelung, 
die allein wegen der Befristung des Vertrags eine Ungleichbe­
handlung bei der Gewährung einer Dienstalterszulage vorsieht 

Tenor 

1. Eine Person, die wie die Klägerin des Ausgangsverfahrens dem 
Zeitpersonal der Autonomen Gemeinschaft Galizien angehört, fällt 
in den persönlichen Anwendungsbereich der Richtlinie 
1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge 
und der am 18. März 1999 geschlossenen Rahmenvereinbarung 
über befristete Arbeitsverträge, die im Anhang dieser Richtlinie 
enthalten ist.
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